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bstract: Landansprüche indigener
Minderheiten sind in weiten Teilen
der Welt eine brennende politische An-
gelegenheit. Diese Ansprüche sind oft heftig um-
stritten, sei es auf politischer, rechtlicher oder
theoretischen Ebene. In diesem Essay diskutiere
ich die Position Jeremy Waldrons, die theoretische
Vorbehalte gegenüber indigenen Land- und Re-
parationsansprüchen geltend macht. Waldron
scheint die Position zu vertreten, dass Indigenität
bezüglich Land- oder Reparationsanprüchen kei-
nen moralisch relevanten Faktor darstellt. In Ab-
grenzung zu dieser Position schlage ich ein
alternatives Verständnis indigener Landansprü-
che vor, das die Idee der Selbstbestimmung ins
Zentrum rückt. Ich schlage auch vor, dass Selbst-
bestimmung auf verschiedene Weisen begriﬀen
und verwirklicht werden kann: entweder in
Form politischer Autonomie und Souveränität,
oder aber als die Geltendmachung vor-politischer
Eigentumsrechte.*
Einleitung
Politische Herausforderungen bezüglich indi-
gener oder nationaler Minderheiten gehören
weltweit wohl zu den brennendsten ethno-po-
litischen Angelegenheiten. Die Geschichte der
Sklaverei, des Kolonialismus und Imperialis-
mus, die Gründung von Nationalstaaten sowie
das Aufkommen der Machtpolitik hatte für
viele kulturelle Gruppen in den verschiedenen
Teilen der Welt fatale Folgen. Wie Lars-Anders
Baer, Präsident des Saami-Parlaments in
Schweden, festhält, waren indigene Minder-
heiten lange Zeit „die Verdammten dieser
Erde“1 was ethno-kulturelle oder ökonomische
Gerechtigkeit anbelangt. Das mag sich in den
letzten Jahren zumindest teilweise geändert
haben.2 Im internationalen Recht zumindest
haben indigene Minderheiten, nach Jahrzehn-
ten politischer Auseinandersetzungen, Aner-
kennung und eine rechtliche Basis erhalten,
um sich im nationalen und internationalen
Kontext Gehör zu verschaﬀen.3
Nebst konkreten rechtlichen und politischen
Problemen werfen die Angelegenheiten indi-
gener Minderheiten auch interessante philoso-
phische Fragen auf. In diesem Essay möchte
ich eine davon behandeln. Ich werde mich auf
den folgenden Seiten mit Landansprüchen in-
digener Minderheiten auseinandersetzen; ge-
nauer gesagt mit Ansprüchen auf ihr
traditionelles Siedlungs- und Wohngebiet. In
der Zeit des Kolonialismus und Imperialismus
haben verschiedenste Gruppen, die heute als
indigene Völker, Aborigines, First Nations etc.
bezeichnet werden, ihr traditionelles Sied-
lungsgebiet an neue Siedler verloren. Vielerorts
in der ganzen Welt – oder zumindest dort, wo
die Interessen indigener Minderheiten nicht
völlig ignoriert werden – scheinen Forderun-
gen, das Recht auf dieses Landes zurück zu er-
halten, für die politischen Anstrengungen
indigener Minderheiten von zentraler Bedeu-
tung zu sein.
Ziel dieses Essays ist es, solche indigene Land-
ansprüchen zu interpretieren und zu sehen,
was auf dem Spiel steht, wenn wir von indige-
nen Landansprüchen sprechen. Die leitende
Frage lautet somit: Wie sind indigene Landan-
sprüche genau zu verstehen? In einem ersten
Schritt werde ich eine Position skizzieren, die
Landansprüche indigener Minderheiten als
grundsätzlich problematisch beschreibt. In
einem zweiten Schritt werde ich eine alterna-
tive Sichtweise indigener Landansprüche prä-
sentieren. Ich vertrete dabei die Ansicht, dass
indigenen Landansprüchen das Bestreben nach
Selbstbestimmung zugrunde liegt. Selbstbe-
stimmung ihrerseits kann auf zwei verschie-
dene Arten interpretiert werden. Sie kann
einerseits eine Form politischer Autonomie
oder Souveränität bedeuten, oder andererseits
als ein vor-politisches Recht auf Eigentum ver-
standen werden.4
Diese Interpretation indigener Landansprüche
ist auch bezüglich einer allgemeineren Diskus-
sion reparativer Gerechtigkeit von Bedeutung.
Dies deshalb, weil dadurch die an indigenen
Minderheiten begangenen (politischen und
ökonomischen) Ungerechtigkeiten besser ver-
standen werden können.
Wie sind indigene Landansprüche
zu verstehen?
Um indigene Landansprüche angemessen zu
verstehen, scheint ein gründlicheres Verständ-
nis der Begriﬀe ‚indigen’ bzw. ‚eingeboren’
nötig. Somit könnte man fragen: Was genau
berechtigt ausgerechnet indigene Völker dazu,
Landansprüche zu erheben? Oder, wie Wald-
ron fragt: „Wieso ist Indigenität wichtig?“ In
einem kürzlich veröﬀentlichten Artikel unter-
sucht Waldron diese Frage „im Hinblick auf
die Wiedergutmachung von Ungerechtig-
keit.“6
Wie Waldron festhält, liegen dem Begriﬀ der
Indigenität im Wesentlichen zwei Prinzipien
zugrunde, die indigene Landansprüche – oder
Reparationsforderungen – moralisch gerecht-
fertigt erscheinen lassen. Im ersten Fall ist der
Begriﬀ der Indigenität moralisch relevant, weil
er sich auf das – wie Waldron es nennt – „Prin-
zip der ersten Inbesitznahme“ bezieht. Das
Prinzip besagt, in aller Kürze, dass das erste In-
dividuum oder die erste Gruppe, die sich ein
Stück Land aneignet, auch dessen Besitzer
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wird. In Anbetracht dieses Prinzips haben in-
digene Völker ein Anrecht auf das bean-
spruchte Land, weil sie dieses Land zuerst in
Besitz nahmen – und, wie man ergänzen
könnte, es die nachfolgenden Siedler haben es
ihnen unrechtmässig genommen.
Manchmal wird bezüglich der Indigenität we-
niger die erste Inbesitznahme, sondern viel-
mehr die Aneignung, die einer späteren
Aneignung vorausging, betont. Dies bringt uns
zum zweiten möglichen Prinzip, das nach
Waldron dem Begriﬀ der Indigenität zugrunde
liegen kann. Dieses Prinzip besagt, dass Indi-
genität deshalb moralisch relevant ist, weil es
ein prima facie Recht impliziert, „ungestört zu
bleiben und sich entsprechend eigener Dyna-
mik zu entwickeln“8. Dieses Prinzip nennt
Waldron das „Prinzip der etablierten Ord-
nung“.9
Nach Waldrons Ansicht macht keines dieser
Prinzipien den Begriﬀ der Indigenität mora-
lisch relevant, da beide schwerwiegende theo-
retische Probleme mit sich bringen.10 Werfen
wir einen Blick auf das Prinzip der etablierten
Ordnung. Als ein genuin konservatives Prin-
zip, basierend auf dem menschlichen Bedürfnis
nach Sicherheit und Stabilität, mag es helfen,
Ungerechtigkeiten gegen eine etablierte Ord-
nung zu einem bestimmten Zeitpunkt zu ver-
urteilen. Dasselbe Prinzip könnte aber auch
dabei helfen Ordnungen zu rechtfertigen, die
mithilfe genau derselben Ungerechtigkeiten
entstanden sind. Alles, worauf es im Hinblick
auf das Prinzips der etablierten Ordnung an-
kommt, ist, dass es eine solche Ordnung gibt –
und nicht, wie sie entstanden ist. Eine oﬀen-
sichtliche Schwierigkeit bezüglich dieses Prin-
zips besteht somit darin, dass das damit
implizierte prima facie Recht, sich ungestört
und entsprechend eigener Dynamik zu ent-
wickeln, für jede etablierte Ordnung gilt; auch
für eine etablierte Ordnung, bei deren Errich-
tung in der Vergangenheit die indigene Ord-
nung verdrängt oder zerstört wurde. Wenn sich
Indigenität somit auf das Prinzip der etablier-
ten Ordnung stützt, trägt der Begriﬀ zur Ver-
handlung indigener Landansprüche nichts
interessantes bei.11
Obwohl Waldron nicht explizit darauf zu spre-
chen kommt, scheint seine Analyse doch den
Schluss nahe zu legen, dass Indigenität der mo-
ralischen Beurteilung von Landansprüchen
nichts Interessantes hinzuzufügen vermag. An-
ders gesagt ist gemäss Waldron die Tatsache,
dass Landansprüche von indigenen Völkern er-
hoben werden, moralisch irrelevant, da seiner
Meinung nach die dem Begriﬀ der Indigenität
zugrunde liegenden Prinzipien problematisch
sind.12 Diese Position ist aber zumindest kon-
traintuitiv. Denn ob Landansprüche auf ein
traditionelles Sioux-Reservat nun von der
Gruppe idigener Sioux oder, sagen wir, von
einer europäischen Firma vorgebracht werden,
scheint moralisch gesehen doch einen Unter-
schied zu machen. Für die moralische Legiti-
mität der Landansprüche ist es relevant, ob die
Vorfahren der Anspruchsteller die allerersten
Siedler auf diesem Land waren oder ob die
Vorfahren der Anspruchsteller selbst das be-
sagte Land besetzt haben. Zumindest intutitiv
gesprochen haben die Landansprüche der
Sioux in unserem Beispiel einen ganz anderen
und viel überzeugenderen moralischen Cha-
rakter als der hypothetische Landanspruch der
europäischen Firma.
Das Beispiel weist darauf hin, dass Waldrons
Analyse nicht vollständig ist oder einen wich-
tigen Aspekt des Begriﬀs Indigenität vernach-
lässigt.13 Wie ich nun zu zeigen versuche, sind
die Gründe indigener Landansprüche vielmehr
im Bestreben nach Selbstbestimmung zu su-
chen – und nicht, wie Waldron vorschlägt, im
Prinzip der ersten Inbesitznahme oder dem
Prinzip der etablierten Ordnung.
Indigene Landansprüche
als Ansprüche auf Selbstbestimmung
Indigene Landansprüche sind Reaktionen auf
historische oder ethno-kulturelle Ungerechtig-
keiten, die Mitglieder von Gruppen und Ge-
meinschaften daran gehindert haben oder
immer noch daran hindern, „den Wert der
Mitgliedschaft in dieser Gruppe vollkommen
zu realisieren“.14 Da indigene Völker einst weit-
gehend selbstbestimmt und ihren eigenen
Bräuchen gemäss lebten, mit eigenen Institu-
tionen und Regeln, können diese Landansprü-
che als Ansprüche auf diese verloren gegangene
Selbstbestimmung interpretiert werden. In
einem ersten Schritt begreife ich somit Selbst-
bestimmung als das Recht einer Gruppe auf
kollektive Selbstverwaltung.1 Verglichen mit
Waldrons Prinzip der etablierten Ordnung
scheint der Begriﬀ der Selbstbestimmung um-
fassender zu sein. Selbstbestimmung umfasst
nicht nur die temporale Stabilität einer Ord-
nung. Vielmehr unterstreicht sie die Wichtig-
keit gemeinschaftlicher Kulturen16 für deren
Mitglieder sowie das Interesse der Mitglieder
an kollektiver Selbstverwaltung bezüglich die-
ser Ordnung.
Indigene Landansprüche müssen aber nicht als
reaktionäre Ansprüche auf einen Zustand ver-
standen werden, wie er vor der Eingliederung
indigener Minderheiten in eine andere politi-
sche Entität bestanden hatte. In den meisten
Fällen wäre ein solcher Anspruch ohnehin
nicht realisierbar. Die Moderne hatte großen
Einﬂuss auf traditionelle Lebensweisen und hat
indigene Kulturen tiefgreifend verändert – so,
wie sie auch andere gemeinschaftliche Kultu-
ren verändert hat. Landansprüche verweisen je-
doch auf erlittene Ungerechtigkeiten indigener
Minderheiten sowie auf die verlorene Selbstbe-
stimmung bezüglich wirtschaftlicher, sozialer
und kultureller Entwicklung.17 Nationen haben
eigentlich generell ein Recht auf Selbstbestim-
mung.18 Da indigene Völker – mit dem Verweis
auf ihre gemeinschaftlichen Kulturen – auch als
Nationen bezeichnet werden können, gilt die-
ser Grundsatz prima facie auch bezüglich indi-
gener Völker. Selbstbestimmung sollte somit
auch indigenen Minderheiten gewährt wer-
den.19 Kurz gesagt: Wenn Völker, Nationen und
Nationalstaaten das Recht auf Selbstbestim-
mung haben, dann sollte auch indigenen Min-
derheiten dieses Recht zugesprochen werden.
Nun ist aber fraglich, was Selbstbestimmung
denn genau bedeutet und wie sie am besten er-
reicht werden kann.20 Einerseits werden Land-
ansprüche als Ansprüche auf Selbstbe-
stimmung wohl am einfachsten als Ansprüche
auf politische Autonomie, d.h. Selbstverwal-
tung verstanden. Politische Autonomie, wie ich
sie hier verstehe, kann Verschiedenes bedeuten.
In einem starken Sinne könnte es politische
Unabhängigkeit und Sezession von dem Staat
bedeuten, in den indigene Völker, oft unter
Zwang, inkorporiert wurden.21 Oder es könnte
eine Form verstärkter regionaler Einﬂuss-
nahme bedeuten. Solch verstärke Einﬂuss-
nahme könnte etwa durch die Bildung einer
Art sub-souveräner politischer Einheit erreicht
werden, so dass diese Einheit als Distrikt oder
durch föderative Verbindung dem früher um-
fassenden Staat erhalten bleibt.22
Eine schwächere Form politischer Autonomie
könnte auch durch die Stärkung regionaler
Mitsprache erreicht werden, etwa indem die
regionale Partizipation im Entscheidungsﬁn-
dungsprozess erhöht wird. Von Fall zu Fall
mögen diverse Möglichkeiten zur Verfügung
stehen, um der indigenen Minderheit politi-
sche Autonomie zu gewähren. Allerdings sind
bei einer Abwägung nicht nur die Interessen
indigener Minderheiten in den Blick zu neh-
men, sondern auch diejenigen anderer invol-
vierter Gruppen, etwa der bestehenden
Staaten. Aber es muss gewährleistet sein, dass
die indigene Gruppe einen gewissen politi-
schen Status oder Einﬂuss erhält, so dass sie in
der nationalen oder internationalen Sphäre der
Nationalstaaten adäquat repräsentiert wird.
Andererseits können Ansprüche auf Selbstbe-
stimmung auch unabhängig von Problemen
der politischen Organisation verstanden wer-
den; und zwar als Ansprüche auf so etwas wie
„vor-politische Eigentumsrechte“23. Selbstbe-
stimmung wird bei dieser Herangehensweise
nicht als politischer Status innerhalb einer eta-
blierten politischen Ordnung verstanden. Viel-
mehr wird Selbstbestimmung als
fundamentales oder erstrangiges Recht auf das
Land verstanden, auf dem die indigene Min-
derheit, als Erinnerungsgemeinschaft24, lange
vor dem Aufzwingen eines (grösstenteils) frem-
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den politischen Systems lebte. Nils Oskal weist
in eine ähnliche Richtung, wenn er festhält,
dass das Recht indigener Völker auf Land und
Wassernutzung im Prinzip unabhängig von
Fragen der politischen Partizipation im Staat
diskutiert werden kann.2 In diesem Lichte be-
trachtet sind indigene Landansprüche somit
Ansprüche auf die Rückgabe von traditionel-
lem Lande an die indigene Gemeinschaft, zu
deren eigenem Gebrauch, eigener Verfügung
etc. Dies kann als notwendige Bedingung
dafür angesehen werden, verschiedene Aspekte
ihres charakteristischen und einzigartigen Le-
bensstils verfolgen zu können. Solche Aspekte
ihres Lebensstils können für die Mitglieder
einer Gruppe Gründe darstellen, ihrer ge-
meinschaftlichen Kultur intrinsischen Wert
beizumessen.26 Die Rückerstattung dieses Lan-
des kann, in anderen Worten, als Vorausset-
zung dafür verstanden werden, dass Mitglieder
einer indigenen Minderheit – individuell oder
kollektiv – den Wert der Gruppenmitglied-
schaft voll und ganz realisieren können.27 Im
Kontext der Saami in Nordeuropa könnte man
hier z.B. an traditionelle Formen nomadischer
Rentierhaltung denken.28 Indigene Völker
haben oft eine (traditionell) besonders starke
Bindung an ihren Boden, den sie länger besie-
delt haben als die momentan dort angesiedel-
ten Nationalstaaten überhaupt existieren.29
Deshalb mag die Kontrolle über dieses Land in
Form von Eigentumsrechten ein gangbarer
Weg sein, um indigenen Minderheiten Selbst-
bestimmung zu gewähren.
Gegen meine dichotome Interpretation von
Selbstbestimmung könnte man einwenden,
dass Ansprüche auf einen politischen Status
oder solche auf das Eigentum von Land nicht
voneinander zu trennen seien. Konkret stellt
sich etwa das Problem, dass politische Selbst-
verwaltung nur schwer vorstellbar scheint,
wenn sie nicht mit irgend einer Form von
Landeigentum verbunden ist. Demgegenüber
mag ein Anspruch auf Land hohl oder unbe-
friedigend wirken, wenn er nicht mit einer
stärkeren, politischen Forderung verbunden
wird. Wie könnten wir z.B. behaupten, ein
Staat sei autonom und souverän, wenn das Ter-
ritorium dieses Staates dem Nachbarstaat ge-
hörte?
Dieses Problem ist aber sehr wahrscheinlich
eines kategorialer Verwechslung. Souveränität,
oder politische Selbstverwaltung, ist – nach
meinem Verständnis – ein Begriﬀ, der einen
politischen Status bezeichnet. Er ist an einen
Staat oder eine andere politische Entität ge-
bunden, der politische Macht verwaltet oder
ausübt. Eigentum, hingegen, hat nicht unbe-
dingt etwas mit politischer Machtausübung zu
tun30. Das individuelle oder kollektive Eigen-
tum einer Sache scheint mir, kurz gesagt, sinn-
voll von verschiedenen Arten politischer Ver-
fügungsgewalt über diese Sache unterschieden
werden zu können.
Die Unterscheidung zwischen politisch und
vor-politisch ist aber nicht als eine Sache der
zeitlichen Abfolge zu verstehen, so dass etwa
auf eine Phase des Vor-politischen eine Phase
des Politischen folgen würde. Vielmehr ver-
weist die Unterscheidung auf verschiedene Be-
reiche oder Sphären. Jacob T. Levy führt diesen
Gedanken folgendermassen aus: „Wenn man
davon ausgeht, dass Aborigines (und andere in-
digene Völker) vor der Kolonialisierung ein
Recht auf ihr Land hatten – ein Recht, das Ko-
lonisatoren und Kolonialstaaten zu unrecht
verletzt haben –, dann sind wir dem Stand-
punkt verpﬂichtet, dass gerechte oder unge-
rechte Eigentumsverhältnisse in einem
gewissen Sinne vor- oder ausser-politisch
sind.“31
Wir können somit zwischen politischen For-
derungen – d.h. Ansprüchen auf politische Au-
tonomie in den verschiedensten Variante – und
vor-politischen Forderungen – in dem Sinne,
dass sie auf ein Recht rekurrieren, das unab-
hängig von jeglicher politischer Ordnung be-
steht – unterscheiden. Als Illustration können
hier John Lockes bekannte Ausführungen zu
Recht und Eigentum herbei gezogen werden,
wonach Eigentum vor jeglicher Etablierung
eines Staates angeeignet werden kann.32 Diese
Sicht auf Eigentum, als etwas Vor-politisches
und in diesem Sinne Natürliches, das bestehen
kann, bevor Königreiche oder Nationalstaaten
es deklarieren, wird auch von vielen Libertären
und anderen eoretikern des Naturrechts ver-
treten. Nach Locke gilt dies jedoch nicht in
Bezug auf indigene Völker. Seinen Ausführun-
gen zu „herrenlosem“ Land in Amerika und
zur Aneignung dieses Landes liegt eine pejora-
tive Sicht auf indigene Völker zugrunde. Es
sind Ausführungen, die als Auseinandersetzung
mit der Fülle an verstanden werden können.33
Ausblick: Selbstbestimmung durch Landei-
gentum und Gründe für Reparationen
Wenn das Problem indigener Landansprüche
als Problem der Selbstbestimmung verstanden
wird, dann wird eine gehaltvollere Darstellung
davon möglich, wieso indigene Minderheiten
Landansprüche erheben. Durch die Einfüh-
rung des Begriﬀs der Selbstbestimmung er-
scheinen die von Waldron herausgearbeiteten
Prinzipien – das Prinzip der etablierten Ord-
nung und der ersten Inbesitznahme – , die
dem Begriﬀ der Indigenität vermeintlich zu-
grunde liegen, in einem neuem Licht. Man
wird indigenen Landansprüchen nicht gerecht,
wenn man sie auf diese zwei Prinzipien redu-
ziert. Wird der Begriﬀ der Indigenität mit dem
Begriﬀ der Selbstbestimmung in Beziehung ge-
setzt, so ergibt sich ein interessanteres Konzept
in der theoretischen wie praktischen Ausein-
andersetzung mit Landansprüchen.
Das hier vorgestellte Verständnis indigener
Landansprüche kann auch bezüglich einer Dis-
kussion von Reparationen an indigene Völker
von Bedeutung sein. Die Untersuchung von
Gründen für indigene Landansprüche kann
helfen, adäquate Raparationsmassnahmen –
zumindest auf materieller Ebene – zu formu-
lieren.
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empirischer Hinsicht tatsächlich verstehen oder begriﬄich
fassen, ist ein andere Frage, die hier nicht behandelt wird.
() Waldron 2007: 24. Im Folgenden werde ich mich auf
Waldrons Untersuchung des Begriﬀs der Indigenität kon-
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solche Besiedlung ohne irgend eine Art von Ordnung
scheint nur schwer vorstellbar, also fallen beide Prinzipien
in diesem wichtigen Fall zusammen. Daher ist die Frage, ob
Waldrons Unterscheidung letzten Endes unsinnig ist, be-
rechtigt. Ich danke einem Gutachter für diesen Hinweis.
(10) Waldron 2007: 32-37.
(11) Waldron 2007: 32-33.
(12) Dies ist zumindest meine Interpretation von Waldrons
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Position. Diese Interpretation stützt sich auf die Ausfüh-
rungen in Waldron 2007: 32—37, insbesondere auf die
Schlussfolgerungen bezüglich der Prinzipien, die der Indi-
genität zugrunde liegen, auf S. 33 und 37.
(13) Es könnte natürlich auch sein, dass die Intuitionen in
dem hier behandelten Beispiel nichts mit Indigenität zu tun
haben, sondern ganz woanders herrühren. Das Beispiel weist
aber zumindest darauf, dass der Begriﬀ der Inidgenität
immer noch interessant sein könnte, um unsere Intuitionen
in Fällen wie dem der Sioux moralisch angemessen zu beur-
teilen.
(14) Meyer 2001: 286. Bezüglich der Wichtigkeit dieses
Wertes, siehe allgemein Meyer 2001.
(1) Moore 2003: 89: „Unter Selbstbestimmung wird übli-
cherweise das Recht einer Gruppe oder eines Volkes auf kol-
lektive Selbstverwaltung verstanden.“ An diesem Punkt mag
die Frage berechtigt sein, ob Gruppen überhaupt Träger von
Rechten sein können und was die Konsequenzen einer sol-
chen Konzeption von Rechten wären. Diese Frage wird aber
in diesem Essay nicht behandelt. Ich gehe hier davon aus,
dass Gruppen Rechtsträger und moralische sowie legale
Agenten sein können. Akzeptiert man diese Prämisse nicht,
muss vieles von dem, was ich hier vorbringe, seltsam er-
scheinen. Für eine Diskussion des Problems, Gruppen als
Rechtsträger zu verstehen, siehe zum Beispiel Kymlicka
199, S. 34-48 und Kymlicka 2001c.
(16) Nach Kymlicka 2001a: 3, umfassen gemeinschaftli-
che Kulturen (societal cultures) „ein Set von Institutionen,
das sowohl das öﬀentliche wie private Leben betriﬀt, das mit
einer gemeinsamen Sprache ausgestattet ist, sich über eine
gewisse Zeit und auf einem gegebenen Territorium entwik-
kelt hat und das den Leuten eine Fülle an Wahlmöglichkei-
ten bietet, wie das eigene Leben gestaltet werden kann.“
(17) Kontrolle über diese Aspekte ist, gemäss der Vereinten
Nationen, ein internationales Recht von Nationen. Siehe
Vereinte Nationen 1966b: part I, art. 1, sec. 1.
(18) Siehe Menschenrechtsstandards wie: „Alle Völker haben
das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts be-
stimmen sie frei ihren politischen Status und gestalten in
Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle Ent-
wicklung.“ (Vereinte Nationen 1966b und Vereinte Natio-
nen 1966a: part I, art. 1, sec. 1.)
(19) Wenn wir von Selbstbestimmung und gemeinschaftli-
chen Kulturen sprechen, mag es auch Sinn zu machen, den
Begriﬀ der Nation einzuführen. Dies deshalb, weil unter Na-
tionen oft etwas ähnliches verstanden wird wie unter Kym-
lickas Begriﬀ der gemeinschaftlichen Kulturen (siehe
Kymlicka 2001c). Auch wird der Begriﬀ der Selbstbestim-
mung oft im Bezug auf Nationen oder im Kontext interna-
tionaler Beziehungen verwendet, z.B. wenn von nationaler
Selbstbestimmung die Rede ist. Den Begriﬀ der Nation im
Bezug auf indigener Minderheiten einzuführen, mag daher
fruchtbar und sinnvoll erscheinen.
(20) Ich strebe im Folgenden keine substantielle Analyse der
Begriﬀe Selbsbestimmung, Autonomie oder Eigentum an.
Vielmehr versuche ich, Wege aufzuzeigen, wie indigene
Landansprüche mit dem Begriﬀ der Selbstbestimmung in
Beziehung gesetzt werden können. In einem weiteren Schritt
wäre aber eine genauere Untersuchung der Begriﬀe im ge-
gebenen Zusammenhang wünschenswert.
(21) Für eine Diskussion dieser Option, siehe Meyer Meyer
2001: 286-290. Für eine Kritik dieser Option siehe auch
Horowitz 2003.
(22) Für eine positive Einschätzung der letzten Möglichkeit,
politische Autonomie zu erlangen, siehe Kymlicka 2001b.
(23) Levy 2003: 133.
(24) Für eine Diskussion dieses Begriﬀs (auf Englisch), siehe
Meyer 2001: 263-269.
(2) Oskal 2001: 28.
(26) Meyer 2001: 270-271.
(27) Meyer 2001: 288.
(28) Beach 1994: 11-1.
(29) Dies mag jedoch nicht mehr bei allen indigenen Min-
derheiten der Fall sein – zum Beispiel infolge erzwungener
Umsiedlungen oder einer aggressiver Ansiedlungspolitik.
Für Überlegungen in diese Richtung, siehe Levy 2003: 120.
(30) Eide 2001: 138, hält fest: „Souveränität über ein Terri-
torium zu etablieren bedeutet noch nicht, dass der Staat der
Eigentümer des Landes in privatrechtlichem Sinne wird. Zu-
gegeben, Souveränität mag dem Staat das Recht geben, Land
als Privateigentum anzueignen, wenn es keinen vorherigen
rechtmässigen Eigentümer gab. Dies würde implizieren, dass
das entsprechende Territorium terra nullius war, in dem
Sinne, dass es niemandem gehörte, als der Staat Eigentums-
ansprüche darauf erhob.“
(31) Levy 2003: 133.
(32) Locke 2003: Kapitel II und V.
(33) Locke 2003: §49: „Zu Beginn war die ganze Welt Ame-
rika (...).“ Wenn somit „ein Schweizer und ein Indianer“
einander „in den Wäldern Amerikas begegnen“, dann tun
sie dies, gemäss Locke, als befänden sie sich im Naturzu-
stand. Für einen Überblick über Lockes Eigentumstheorie
und deren Verbindungen zum Kolonialismus, siehe Armi-
tage 2004 und Tully 1993.
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